
Der Sachverhalt

Eine Patientin begehrt Rückzahlung der bezahlten
Zahnarztvergütung für eine prothetische Behandlung
oder verlangt den Eigenanteil für eine anderweitige Ver-
sorgung erstattet. Nach der provisorischen Versorgung
teilt die Patientin mit, dass sie die weitere Behandlung
bei einem anderen Zahnarzt durchführen lässt und
überweist das restliche Zahnarzthonorar.

Die Entscheidung

Der Vergütungsanspruch eines Zahnarz-
tes entfällt wegen vertragswidrigen
Verhaltens (§ 628 Abs. 1 S. 2 Fall 2 BGB)
nicht erst, wenn das Verhalten als
schwerwiegend oder als wichtiger
Grund im Sinne des § 626 BGB ein-
zustufen ist. Ein geringfügiges
vertragswidriges Verhalten lässt
den Vergütungsanspruch hinge-
gen unberührt. Ein Behandlungsfeh-
ler kann ein solches vertragswidriges
Verhalten (§ 628 Abs. 1 S. 2 Fall 2 BGB) sein.
Der BGH hat noch einmal festgestellt, dass
eine Zahnarztbehandlung mit prothetischer Versor-
gung – wobei die technische Anfertigung des Zahn -
ersatzes ein werkvertragliches Element darstellt – ins-
gesamt als Dienstvertrag über Dienste höherer Art
 einzustufen ist.

Rechtlicher Exkurs

Des Weiteren ist in der instanzgerichtlichen Rechtspre-
chung streitig, ob das gezahlte Zahnarzthonorar zu-
rückgefordert werden oder die Kosten einer Neuherstel-
lung als Schadensersatzanspruch wegen dienstver-
traglicher Pflichtverletzung nach §§ 280 ff. BGB oder
 aufgrund einer Kündigung – entsprechend eines Rück-
trittsrechts – nach §§ 628 Abs. 1 S. 3, 346 BGB ersetzt wer-
den kann. Der BGH kommt in seiner Entscheidung zu

dem Schluss, dass der Patient ein gezahltes Zahnarztho-
norar bei Kündigung des dienstvertraglichen Behand-
lungsvertrages entsprechend einem Rücktrittsrecht
vom Zahnarzt fordern kann. Die Nachbehandlungskos-
ten bzw. der Eigenanteil an der Neuherstellung können
als Schadensersatz ersetzt verlangt werden.

Fazit

Der Bundesgerichtshof hat bestätigt, dass der Vergü-
tungsanspruch eines (Zahn-)Arztes nur entfällt, wenn

die erbrachte Leistung für den Patienten nutzlos
 geworden ist. Zudem muss der Zahnarzt schuld-

haft vertragswidrig gehandelt haben. Dafür ist
nicht erforderlich, dass ein schwerwiegendes

Verhalten oder ein wichtiger Grund vor-
liegt. Jedoch reicht ein geringfügiges ver-
tragswidriges Verhalten nicht aus. Dies-

bezüglich hat der BGH zum Teil die Recht -
sprechung der Untergerichte korrigiert.

Allerdings trifft die Darlegungs- und Be-
weislast hierfür den Dienstberechtigten,

also den  Patienten. Durch die Klarstellung
des BGH wird es einem Patienten ggf. erleich-

tert, gezahltes Zahnarzt honorar zurückzufor-
dern. Umso mehr kommt es nun auf die Beweisführung
bzgl. des Interessenwegfalls und der Qualität des „ver-
tragswidrigen Verhaltens“ an. n

Den vollständigen Beitrag können Sie unter
www.rpmed.de/pdf/newsletter/Newsletter-6-2011-
Beitrag-2.pdf abrufen.
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54
IMPLANTOLOGIE JOURNAL 7/2011

Kündigung eines zahnärztlichen
 Behandlungsvertrages

BGH konkretisiert Voraussetzungen eines Honorarrückzahlungsanspruchs

Mit seiner Entscheidung vom 29.03.2011 (Az.: VI ZR 133/10) hat der Bundesgerichtshof
(BGH) die Voraussetzungen konkretisiert, nach denen ein Patient – im Falle der Kündigung
des dienstvertragsrechtlichen Behandlungsvertrages – eine bereits bezahlte Zahnarzt-
vergütung zurückverlangen kann. Der BGH hat den Rechtstreit zur erneuten Verhandlung
und Entscheidung an das OLG Frankfurt am Main (Az.: 22 U 153/08) zurückverwiesen.
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